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EU Européische Union

EnDK Konferenz Kantonaler Energiedirektoren

BPUK Bau-, Planungs- und Umweltdirektoren-Konferenz

EHS Emissionshandelssystem

Swissoil Dachverband der Brennstoffhandler in der Schweiz
Aerosuisse  Dachverband der schweizerischen Luft- und Raumfahrt
SIAA Swiss International Airport Association

swisselectric Organisation der Schweizerischen Stromverbundunternehmen
Swissmem  Verband der Schweizer Maschinen-, Elektro- und Metall-Industrie

HEV Hauseigentimerverband Schweiz (Deutschschweiz & Tessin)

EV Erdél-Vereinigung

UE Union européenne

CDEn Conférence des directeurs cantonaux de I'énergie

DTAP Conférence suisse des directeurs cantonaux des travaux publics, de
I'aménagement du territoire et de I'environnement

SEQE Systeme d'échange de quotas d'émission

Swissoil association nationale des négociants en combustibles

Aerosuisse  Fédération faitiere de I'aéronautique et de I'aérospatiale suisse

SIAA Swiss International Airport Association

swisselectric Organisation des entreprises du réseau d'interconnexion suisse
d'électricité

Swissmem L'association de I'industrie suisse des machines, des équipements
électriques et des métaux

APF Association des propriétaires fonciers (Suisse alémanique & Tessin)

UP Union Pétroliere
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Allgemeine Chronik

Infrastruktur und Lebensraum

Energie
Energie

Am 10. Februar 2019 lehnte das Berner Stimmvolk die kantonale Energievorlage knapp
mit 50.6 Prozent Nein-Stimmen ab. Das neue Gesetz, gegen welches der Berner
Hauseigentimerverband und Wirtschaftsverbédnde (Berner KMU, Handels- und
Industrieverein des Kantons Bern) das Referendum ergriffen hatten, wollte die
Energieziele des Bundes im Gebaudebereich auf kantonaler Ebene umsetzen. Das
zentralste Ziel der Vorlage war daher, dass Gebdude im Kanton Bern mehrheitlich mit
erneuerbaren Energien betrieben und besser vor Warmeverlusten geschutzt werden
sollten. Bis 2035 sollten deshalb Gebéaude fur das Heizen mindestens 70 Prozent
erneuerbare Energien nutzen, der gesamte Warmeverbrauch sollte um 20 Prozent
sinken und 80 Prozent des bendtigten Stroms sollte aus erneuerbaren Energien
stammen. Als konkrete Massnahmen sah das Gesetz vor, dass bei Neubauten ein Teil
des Strombedarfs selber - beispielsweise mittels Fotovoltaikanlagen - produziert
werden miusste. Zudem war vorgesehen, Gas- und Olheizungen durch Heizungen mit
erneuerbaren Energiequellen zu ersetzen und den Gemeinden mehr Autonomie bei der
Ausgestaltung der Vorschriften fur die Energienutzung zu erteilen.

Gegnerinnen und Gegner der Vorlage kritisierten, dass in den Gebdudeunterhalt schon
heute auf freiwilliger Basis genug investiert werde und die Verlagerung gewisser
Kompetenzen auf die Gemeinden zu einem Flickenteppich fihre. Zudem gehe die
Gesetzesanderung in Richtung eines Verbots der weit verbreiteten Olheizungen und
fihre zu hoheren Mieten, da Investitionen in Gebédude getatigt werden mussten.
Beflrworterinnen und Beflrworter hingegen betonten die Wichtigkeit der Vorlage fur
das Klima und fugten hinzu, eine fortschrittliche und nachhaltige Energieversorgung
fordere einheimische Energietrager und schaffe so Wertschépfung im Kanton. Zudem
konne mit dem Gesetz die Gemeindeautonomie gestarkt werden.

Bei den Abstimmungsergebnissen liess sich ein deutlicher Stadt-Land-Graben
erkennen. Nur die Verwaltungskreise Bern-Mittelland und Biel verzeichneten ein Ja; in
der Stadt Bern bejahten fast drei Viertel der Abstimmenden das Gesetz. Jedoch liess
sich auch in kleineren Stadten wie Langnau oder Burgdorf - nicht jedoch in der Stadt
Thun - eine Mehrheit flr die Vorlage finden. Die starkste Ablehnung fand die Vorlage in
landlichen Gebieten, so im Berner Oberland und im Oberaargau. Die Abstimmung im
zweitgrossten Kanton der Schweiz galt als Richtungsweiser fur weitere Abstimmungen
im Bereich Energie- und Klimapolitik in den Kantonen.

Kantonale Abstimmung vom 10. Februar 2019
Beteiligung: 37.9%

Nein: 139'428 (560.6%)

Ja:136'230 (49.4%)

Parolen

- Ja: SP, CVP, BDP, EVP, GLP, GP, Jungfreisinnige, Naturschutzverbande
- Nein: SVP, FDP, HEV'

Raumplanung und Wohnungswesen
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Raumplanung

Im April hiess der Bundesrat den Sachplan Fruchtfolgeflaichen (FFF) gut, welcher der
Schweiz ein Mindestmass an landwirtschaftlich verwertbarem Boden erhalten will, und
setzte dazu gesamtschweizerisch einen Mindestumfang von 438'660 Hektaren, etwa
10% der gesamten Landesflache, fest. Der geforderte Umfang an FFF ist in den meisten
Kantonen bereits ausgeschieden und provisorisch gesichert. Einzig in Bern, Luzern,
Freiburg, Sankt Gallen und dem Jura ist dies hoch nicht vollstandig erfolgt. 2

In mehreren Kantonen, namentlich Bern, Freiburg, Obwalden und Thurgau, legten die
Regierungen Gesetzesantrage zur Vereinfachung der Bewilligungsverfahren vor. Als
erster Kanton versuchte der Aargau, die Baubewilligungsfristen rechtlich
festzuschreiben. In dem vom Aargauer Regierungsrat vorgelegten ,Fristen-Dekret™ sind
Grenzen von insgesamt hdchstens acht Monaten flr die Bewilligung von Baugesuchen
und allfallige Einsprachen vorgesehen. Das Dekret ist Ausfluss des am 6. Juni in der
kantonalen Volksabstimmung angenommenen neuen Baugesetzes. Das Aargauer
«Fristendekret» wurde am 17.5.1994 vom Grossen Rat abgelehnt. ®

Das Bundesgericht verdeutlichte in einem Grundsatzurteil die massgebenden
Gesichtspunkte fur das Bewilligen von bauerlichen Wohngebauden ausserhalb der
Bauzone geméss dem Raumplanungsgesetz (RPG) von 1980. Die bisherige
bundesgerichtliche Praxis anerkannte zusatzlichen Wohnraum fur landwirtschaftliche
Betriebe nur dann als zonenkonform, wenn es sich um einen Betrieb mit
existenzsichernder Bewirtschaftung handelt. Das bernische Verwaltungsgericht berief
sich bei einem Entscheid Uber die Erhaltenswirdigkeit eines Bauernbetriebs jedoch
allein auf das 1994 in Kraft getretene Bundesgesetz lUiber das bauerliche Bodenrecht,
welches dem erzielten Ertrag keine Bedeutung zumisst und dann von einem
landwirtschaftlichen Gewerbe spricht, wenn flr die Bewirtschaftung jahrlich
mindestens die halbe Arbeitskraft einer Familie (2'100 Arbeitsstunden) geleistet wird.
Gegen diesen Entscheid rief das Bundesamt fir Raumplanung das Bundesgericht an.
Dieses lehnte eine schematische Anwendung des Kriteriums Arbeitsaufwand ab und
flhrte an, dass wichtige Anliegen der Raumplanung - insbesondere die Verhinderung
der Zersiedelung - ebenfalls zu respektieren seien. Ein Kriterium flur die
Zonenkonformitéat sei etwa, ob die Bauernfamilie standig auf dem Hof prasent sein
musse, oder ob sie den Betrieb von einer nahen Bauzone aus bewirtschaften kénne. Zu
beachten seien der Typ, die Grosse und die Lage eines Betriebs. *

Die grosse Kammer gab einer parlamentarischen Initiative Joder (svp, BE) Folge, welche
eine Anderung des Raumplanungsgesetzes verlangt. Kiinftig sollen auch Nichtlandwirte
Gebaude in der Landwirtschaftszone fir die Kleintierzucht und -haltung nutzen
kénnen. Die kleine Kammer lehnte eine Standesinitiative des Kantons Bern zur
Neukonzeption des Raumplanungsgesetzes ab. Mit der Stossrichtung des Begehrens
erklarte sie sich zwar einverstanden, doch ging ihr die abschliessende Kompetenz der
Kantone, Vorschriften zur Umnutzung von nicht mehr landwirtschaftlich genutztem
Wohnraum zu erlassen, zu weit. °

Nachdem die kleine Kammer eine Standesinitiative des Kantons Bern zur
Neukonzeption des Raumplanungsgesetzes bereits vor zwei Jahren abgelehnt hatte,
verwarf auch der Nationalrat das Begehren diskussionslos. Beiden Réaten ging die
vorgesehene abschliessende Kompetenz der Kantone, Vorschriften zur Umnutzung von
nicht mehr landwirtschaftlich genutztem Wohnraum zu erlassen, zu weit. °©

Grosses Aufsehen erregte namentlich in der Region Bern ein Entwurf des Bundesamtes
fur Raumentwicklung (ARE) furr ein zuklnftiges Raumkonzept fur die Schweiz. Dieses soll
die strategische Grundlage flr die Raumentwicklung der nachsten zwanzig Jahre bilden.
Einen Beschluss Uber das Konzept und tber den Grad seiner Verbindlichkeit wird der
Bundesrat erst nach der fur 2009 vorgesehenen Konsultation der Kantone fassen.
Aufgrund von international definierten Kriterien, welche primar wirtschaftliche Aspekte
abdecken, erklarte das ARE die Agglomerationen Zlrich, Genf-Lausanne und Basel zu
den drei Metropolitanraumen der Schweiz. Die in Bezug auf Wirtschaftsleistung und
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Einwohnerzahl an vierter Stelle liegende Agglomeration Bern wurde eine Stufe tiefer, als
so genannte Hauptstadtregion eingeordnet. Urspringlich war der Raum Bern sogar
bloss als ,Stéadtenetz™ auf derselben Ebene wie die um ein Mehrfaches kleinere Region
Aarau-Olten eingeteilt worden. FUr die bernischen Behdérden war dies ein
ungerechtfertigter Prestigeverlust, der unter anderem die Agglomeration im
internationalen Standortwettbewerb benachteiligt. Sie beflrchteten insbesondere
auch, bei national mitfinanzierten Infrastrukturprojekten beispielsweise fir den
offentlichen Verkehr in Zukunft gegenlber den vier anderen schweizerischen
Grossstadten benachteiligt zu werden. Dafiir, dass diese Angste nicht unbegriindet
sind, sorgte das ARE selbst, indem es postulierte, dass der Bund die Metropolitanrdume
Basel, Genf/Lausanne und Zlrich bei der Entwicklung der Infrastrukturen bevorzugt
behandelt und .die Entwicklungsdynamik ... in erster Prioritat in die metropolitanen
Entwicklungsschwerpunkte gelenkt werden™ soll. ’

Dass Bern im Raumkonzept Schweiz im Gegensatz zu den Metropolitanrdumen Basel,
Zirich und Genf-Lausanne nur der zweitrangige Status einer Hauptstadtregion
eingerdaumt wurde, flhrte im Kanton auch im aktuellen Jahr zu lebhaften Debatten Uber
eine mogliche Starkung Berns im nationalen Standortwettbewerb. Damit Bern trotzdem
mit den drei starksten Wirtschaftszentren gleichziehen kénnte, wurde betont, dass ein
intaktes und gut erschlossenes Politzentrum unerlésslich sei fir den 6konomischen
Erfolg der Schweiz. Um jedoch auch bevdlkerungsmassig mit den drei
Metropolitanrdumen  mitzuhalten, wirde die Hauptstadtregion Bern ein
kantonstbergreifendes Netzwerk bendtigen, welches in unmittelbarer Pendlerdistanz
liegende Stadte wie Solothurn, Neuenburg, Freiburg, Biel und Thun einschliessen
musste. Stadt und Kanton Bern lancierten deshalb per Juli unter strategischer Leitung
einer Behordendelegation das Projekt ,Hauptstadtregion Schweiz". In der Startphase
wurde das Projekt einer externen Arbeitsgemeinschaft unterstellt, welche eine
Situationsanalyse und ein Konzept fur die Zusammenarbeit in der Hauptstadtregion
erarbeiten soll. ®

Ebenso wie die drei Kantone, deren Richtplananpassungen im Lichte der
Raumplanungsrevision bereits im Vorjahr genehmigt worden waren, setzte der Kanton
Bern in seiner Anpassung des Richtplans auf die Siedlungsentwicklung gegen innen.
Auch er ging dabei von einem hohen Bevdlkerungswachstum in den néchsten 15 Jahren
aus. Im Mai 2016 genehmigte der Bundesrat den Richtplan des Kantons Bern und im
Juni 2016 denjenigen des Kantons Luzern. Letzterer basierte seine Planung auf eigenen
Berechnungen zur Bevolkerungsentwicklung, die unterhalb des Szenario «Hoch>» liegen.
Bis Ende April 2019 mussen auch die restlichen 21 Kantone ihre angepassten Richtplane
vom Bundesrat genehmigen lassen. ’

Umweltschutz
Klimapolitik

Les modifications Iégales nécessaires pour le couplage des systéme d'échange de
quota d'émission (SEQE) suisse et européen ont été mises en consultation, en méme
temps que la révision totale de la loi sur le CO2 et I'approbation de I'Accord de Paris.
Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de politiques énergétiques, des
organisations des transports publics et privés, des organisations de protection de
I'environnement et des associations faitieres de I'économie ont pris part a la
consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.

Le projet de couplage a rencontré un large soutien - tous les cantons sauf Schwyz et
Berne, les commissions et conférences communales, le PBD, le PCS, le PDC, les
Vert'libéraux, le PLR, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du secteur de
|"énergie, quelques organisations des transports publics et privés et autres
organisations l'ont approuvé. D'aprés les partisans, le couplage permettrait a
|'"économie suisse d'étre sur un pied d'égalité avec ses concurrents directs dans I'UE et
la Suisse aurait ainsi acces a un marché plus liquide des droits d'émission. Sur les 256
avis, 26 participants ont rejeté le projet. Il s'agit des cantons de Berne, de Schwyz, des
Verts, des Jeunes Vert-e-s, de I'UDC, de la SES, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et d'autres
organisations. L'efficacité du systeme européen comme instrument de politique
climatique a été mise en doute en raison des bas prix des droits d'émission. Plusieurs
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participants souhaitaient intégrer I'aviation dans le systeme d'échange afin que ce
secteur réduise également ses émissions. Cette mesure était supportée par 15 cantons
(FR, JU, AR, Al, GR, GL, ZG, ZH, UR, GE, SG, OW, LU, VS, NW), la Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, le PS, les Verts, les Jeunes Vert-e-
s, le PDC, le PLR, la SES et les organisations de protection de I'environnement. Elle était
refusée par le Centre Patronal, I'USAM, economiesuisse, I'UP, Aerosuisse et la SIAA. Le
principal argument avancé était que I'Organisation de |'aviation civile internationale
(OACI) avait déja proposé des mesures dans ce domaine. Sur la question de I'intégration
des centrales thermiques a combustibles fossiles dans le SEQE, 14 cantons (BL, ZH, UR,
AR, Al, GR, GL, ZG, SG, OW, LU, VS, NW, FR) y étaient favorables. La Conférence
gouvernementale des cantons alpins, la DTAP, I'EnDK, I'UP, Forum suisse de I'énergie,
I'AES, la SES, Swisselectric, les organisations de protection de I'environnement ont
également approuvé la proposition. Finalement, le Centre Patronal, I'USAM, Swissmem,
|'USP et economiesuisse ont proposé que les entreprises puissent demander de sortir
du SEQE ou ay étre intégré.

Le Conseil fédéral a pris connaissance de ces résultats. |l présentera un message au
Parlement pour l'approbation de l'accord sur le couplage des SEQE suisse et
européen.

La procédure de consultation a permis de recueillir 256 avis relatifs a la politique
climatique post-2020, particulierement quant a I'approbation de I'Accord de Paris sur
le climat, la révision de loi sur le CO2 et I'approbation de I'accord sur le couplage des
SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de |'énergie, des organisations de
politiques énergétiques, organisations des transports publics et privés, organisations
de protection de I'environnement et des associations faitiéres de I'économie ont pris
part a la consultation outre les entités cantonales, communales et les partis politiques.
La ratification de I'Accord de Paris récolte un large soutien. Toutefois, les objectifs de
réduction des émissions de CO2 sont plus disputés. La plupart des participants sont
favorables a I'objectif global de réduction des émissions de 50% par rapport & 1990
d’ici 2030. A propos de la répartition des parts de réduction d'émissions entre la Suisse
et I'étranger, une trés faible majorité estime que la part a réaliser en Suisse devrait étre
plus élevée que celle proposée dans le projet. Les acteurs de ['économie, les
entreprises et un nombre assez important de cantons appellent a la flexibilisation de
ces parts. Finalement, la fixation d'un objectif moyen révele des avis mitigés. Au sujet
du couplage des SEQE, seul un quart des participants s'y oppose. Du c6té des partisans,
un nombre important d'acteurs doutent de I'efficacité du systeme européen en raison
des prix bas des droits d'émission. D'autres souhaiteraient intégrer I'aviation dans le
SEQE pour que le secteur réduise aussi ses émissions. Pour le projet de révision de la
loi sur le CO2, la hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions,
conférences et associations de communes et quelques partis politiques. Les
organisations de protection de I'environnement voudraient un montant plus élevé que
240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour pouvoir adapter la taxe
au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants est favorable au maintien
des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles, au maintien de
|'obligation de compenser pour les importateurs de carburants, au maintien des
prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les véhicules, au maintien des
activités de formation, d'information au public et de conseil aux professionnels. Un
tiers des participants est pour I'interdiction subsidiaire des chauffages & combustibles
fossiles. La proposition de I'abandon de I'affectation partielle du produit de la taxe sur
le CO2 au Programme Batiments, ainsi que I'abandon de lI'affectation partielle du
produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie, ne rencontre pas de soutien.

Suite a la procédure de consultation, le Conseil fédéral a pris connaissance des
résultats. Le projet concernant I'approbation de I'Accord de Paris a été transmis au
Parlement dans le cadre d'une procédure accélérée. "

L'approbation de I'Accord de Paris a été discutée dans le cadre de la consultation sur
la politique climatique de la Suisse, en méme temps que le projet de couplage du SEQE
suisse et européen, et la révision totale de loi sur le CO2. Des acteurs du secteur de
|'"énergie, des organisations de politique énergétique, des organisations des transports
publics et privés, des organisations de protection de I'environnement et des
associations faitieres de I'économie ont pris part & la consultation outre les entités
cantonales, communales et les partis politiques.

Environ 95% des participants sont favorables a la ratification de I'accord. Tous les

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.90 - 01.01.20



VERWALTUNGSAKT
DATUM: 30.11.2016
DIANE PORCELLANA

cantons sauf Schwyz, les partis politiques excepté I'UDC, les conférences et les
commissions communales, les associations faitieres de I'économie, les acteurs du
secteur de |'énergie excepté Swissoil, les représentants du secteur des transports et les
organisations de protection de I'environnement figurent parmi les partisans. lls
s'attendent a des effets positifs sur I'économie suisse et soulignent I'efficacité de
|'accord pour lutter contre les changements climatiques. Les quelques opposants
estiment que les objectifs de réduction des émissions de CO2 sont trop élevés, et que
la croissance économique et la compétitivité de la Suisse seraient mises en péril.
Concernant I'objectif global (réduction des émissions de gaz a effet de serre de 50%
par rapport a 1990 d’ici 2030) et I'objectif moyen (réduction des émissions de gaz a
effet de serre de 35% en moyenne par rapport a 1990 entre 2021 et 2030) de la Suisse,
les positions sont moins unanimes. Un peu plus de la moitié des participants est
d'accord avec le principe de |'objectif global. La Suisse refléterait ainsi une image
responsable. S'agissant de I'objectif moyen, 43 participants s'y opposent contre 37 en
faveur. Certains interrogés aimeraient que les objectifs soient augmentés, alors que
d'autres voudraient les voir & la baisse. La majorité des organisations de protection de
|'environnement et de politique énergétique, quelques associations faitieres de
|'économie et des partis politiques, cantons et communes refusent les objectifs car ils
ne sont pas assez ambitieux. Enfin, des participants voudraient seulement I'objectif
global. C'est maintenant au tour du Parlement, de statuer sur le projet d'approbation
de I'Accord de Paris. ™

Le projet de révision totale de la loi sur le CO2 pour la période postérieure a 2020 a
été soumis a consultation en paralléle de I'approbation de I'Accord de Paris et du
projet de couplage des SEQE suisse et européen. Des acteurs du secteur de I'énergie,
des organisations de politiques énergétiques, organisations des transports publics et
privés, organisations de protection de I'environnement et des associations faitiéres de
|'économie ont pris part & la consultation outre les entités cantonales, communales et
les partis politiques.

La hausse du montant maximal de la taxe sur le CO2 percue sur les combustibles
satisfait la plupart des cantons, presque toutes les commissions, conférences et
associations de communes et quelques partis politiques. Les organisations de
protection de I'environnement, appuyé par certains partis politiques, voudraient un
montant plus élevé que 240 francs ou alors qu'aucun montant maximal ne soit fixé pour
pouvoir adapter la taxe au degré d'atteinte des objectifs. La majorité des participants
sont favorables au maintien des exemptions de la taxe sur le CO2 percue sur les
combustibles. Toutefois, un grand nombre d'entre eux rejettent le critére d'exemption
proposé. S'agissant de I'aménagement de I'exemption de la taxe, le modéle
"harmonisation" est préféré a celui de la "dissociation”. Plusieurs associations faitieres
de I'économie souhaiteraient une combinaison d'aspects des deux modeles.
L'obligation de compenser pour les importateurs de carburants convainc les
organisations de I'environnement, les cantons et la plupart des partis politiques. Un
rehaussement du taux de compensation en Suisse est demandé notamment par les
partis politiques, les acteurs du secteur de I'énergie et les organisations de protection
de I'environnement. Principalement, les représentants du domaine des transports
souhaitent abaisser le taux, alors que d'autres le voudraient plus flexibles. Les cantons,
les commissions, les conférences et associations de communes suggerent de fixer le
taux de compensation entre 10 et 20%. La procédure de consultation fait ressortir I'aval
des acteurs pour le maintien des prescriptions relatives aux émissions de CO2 pour les
véhicules. Beaucoup déplorent le manque de mesures de réduction plus efficaces dans
le domaine des transports. D'autres souhaitent davantage d'encouragement pour les
carburants et véhicules émettant peu ou pas de CO2. Les activités de formation,
d'information au public et de conseil aux professionnels doivent continuer d'exister
d'apres les acteurs consultés. La plupart des entreprises, la majorité des cantons et une
petite majorité des partis politiques rejettent I'interdiction subsidiaire des chauffages a
combustibles fossiles. La proposition de I'abandon de |'affectation partielle du produit
de la taxe sur le CO2 au Programme Béatiments, ainsi que I'abandon de I'affectation
partielle du produit de la taxe sur le CO2 au fond de technologie est refusée par les
organisations de protection de I'environnement et par la majorité des cantons. ©
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